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Bau- und Planungsausschusssitzung 
 

Am Montag, 08.05.2023, 15:00 Uhr, findet im Landratsamt Amberg-Sulzbach, König-Ruprecht-Saal, 
92224 Amberg, eine nichtöffentliche Bau- und Planungsausschusssitzung statt. 
 

11/24.04.2023 
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Satzung über die Berufsfachschule für Krankenpflegehilfe des Kommunalunternehmens 
„Krankenhäuser des Landkreises Amberg-Sulzbach“ in Sulzbach-Rosenberg (BFS Kranken-
pflegehilfe) 
 
Aufgrund von Art. 17 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LKrO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zuletzt durch § 3 des 
Gesetzes vom 9. Dezember 2022 (GVBl. S. 674) geändert worden ist, in Verbindung mit Art. 27 Abs. 
2 Satz 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230-1-1-UK), 
das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 5. Juli 2022 (GVBl. S. 308) geändert worden ist, erlässt der 
Landkreis Amberg-Sulzbach folgende 
 

Satzung 
 

über die Berufsfachschule für Krankenpflegehilfe des Kommunalunternehmens  
„Krankenhäuser des Landkreises Amberg-Sulzbach“  

in Sulzbach-Rosenberg 
 

§ 1 
Träger, Bezeichnung 

 
(1) Das Kommunalunternehmen Krankenhäuser des Landkreises Amberg-Sulzbach errichtet und 
betreibt zur Ausbildung von staatlich geprüften Pflegefachhelferinnen und Pflegefachhelfern eine Be-
rufsfachschule für Krankenpflegehilfe am St. Anna Krankenhaus als kommunale Schule. 
 
(2) Die Schule führt die Bezeichnung ‚Berufsfachschule für Krankenpflegehilfe des Kommunalun-
ternehmens „Krankenhäuser des Landkreises Amberg-Sulzbach“ in Sulzbach-Rosenberg‘. 
 

§ 2 
Aufnahme, Unterricht und Prüfung 

 
Aufnahme, Unterricht und Prüfung richten sich nach der Schulordnung für die Berufsfachschulen des 
Gesundheitswesens (Berufsfachschulordnung Gesundheitswesen – BFSO Gesundheit) in der jeweils 
geltenden Fassung. 
 
 

§ 3 
Organisation 

 
Die Berufsfachschule für Krankenpflegehilfe des Kommunalunternehmens „Krankenhäuser des Land-
kreises Amberg-Sulzbach“ wird organisatorisch in die Berufsfachschule für Pflege des Kommunalun-
ternehmens „Krankenhäuser des Landkreises Amberg-Sulzbach“ in Sulzbach-Rosenberg (BFS Pfle-
ge) eingegliedert. 

 
§ 4 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Amberg, den 25.04.2023 
gez. 
Richard Reisinger 
Landrat 
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Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
Antrag der Buchner-Leipfinger-Bader GmbH & Co. KG, Ziegeleistraße 15, 84172 Vatersdorf, auf 
Erteilung einer Änderungsgenehmigung nach § 16 Abs. 1 BImSchG zu Änderung einer Anlage 
zum Brennen keramischer Erzeugnisse mit einer Produktionskapazität von 75 t oder mehr je 
Tag auf dem Flurstück 756 der Gemarkung Irlbach; 
Allgemeine Vorprüfung einer UVP-Pflicht im Einzelfall 
 
Die Buchner-Leipfinger-Bader GmbH & Co. KG hat am 16.04.2021, datiert auf den 16.03.2021, die 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die Änderung der Genehmigung zur Errichtung und den 
Betrieb einer Anlage zum Brennen keramischer Erzeugnisse mit einer Produktionskapazität von 75 t 
oder mehr je Tag. Standort der Anlage ist das Flurstück 756 der Gemarkung Irlbach beantragt. 
 
Gemäß § 9 Abs. 1 und 4 UVPG, § 7 Abs. 1, 4 und 7 UVPG i. V. m. Nr. 2.6.1 der Anlage 1 zum UVPG 
ist in einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls festzustellen, ob für das Vorhaben der Kapazitäts-
erhöhung der Anlage zum Brennen keramischer Erzeugnisse eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen ist. 
 
Das Landratsamt Amberg-Sulzbach prüft gemäß § 5 Abs. 1 und 2, § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 UVPG so-
wie Nr. 2.6.1 Anlage 1 zum UVPG allgemein die UVP-Pflichtigkeit des Vorhabens. 
 
Diese Prüfung erfolgt auf Grundlage der Planunterlagen des Vorhabenträgers sowie eigener Informa-
tionen des Landratsamtes Amberg-Sulzbach, § 5 Abs. 1 Satz 1 UVPG. 
 
Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 
zum UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Änderungsvorha-
ben nach Einschätzung der zuständigen Behörde erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben 
kann, die nach § 25 Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären (§ 7 
Abs. 1 Satz 2 und 3 i.V. mit § 9 Abs. 4 UVPG). 
 
Merkmale des Änderungsvorhabens zur Errichtung und dem Betrieb der Anlage zum Brennen kera-
mischer Erzeugnisse mit einer Produktionskapazität von 75 t oder mehr je Tag 

• Leistungserhöhung der Brennleistung von bisher 9 t/h (216 t/d) auf 15 t/h (360 t/d) 
• Anpassung der Porosierungsmittelmengen von bisher max. 25 auf max. 30 Vol% (für 

 Styropor unverändert 0,1 Gew%) 
• Aufbereitung: Austausch und Betrieb der neuen Entstaubung  
• Trockner: Einbau eines zweiten Nassluftventilators inkl. Abluftführung mit Deflektor 
• Tunnelofenwagenbeladung: Austausch der Setzanlage 
• Tunnelofen: Geplante Änderung Kühlung Unterwagenbereich Tunnelofenwagen und 

 Erneuerung der Abluftführung des Tunnelofens 
• Errichtung eines Zentralstaubsaugers HS-D-5000 
• Errichtung und Betrieb einer Trafoanlage/eines Notstromaggregates 
• Errichtung eines Werkstattcontainers 
• Zukünftige Nutzung der KERA-Halle 

 
Zur Standortprüfung wurde ein Untersuchungsradius von 500 m um den Anlagenstandort betrachtet: 

- Das Vorhaben befindet sich in einem Abstand von ca. 200 m zum FFH-Gebiert Nr. 6537-371 
„Vils von Vilseck bis zur Mündung in die Naab“ 

- Das nächstgelegene Landschaftsschutzgebiet Nr. LSG-00125.06 „Obere Vils zwischen 
Reisach und Irlbach“ befindet sich in einer Entfernung von ca. 170 m. 

- Auf der Flurstück des Vorhabens befindet sich im östlichen Randbereich das geschützte Bio-
top Nr. 6436-0181-001 „Feuchte und nasse Hochstaudenfluren“, „Feuchtgebüsche“, Beschrei-
bung „Hochstaudenbestand und Feuchtgebüsch bei der Tongrube Schönlind“. 

- Südwestlich des Ziegeleigeländes befinden sich die Biotope Nr. 6436-0210-001 „naturnahe 
Hecken und sonstige Flächenanteile“, Beschreibung“ Hecken und Gebüsche an der Bahnlinie 
bei Schönlind“ und Nr. 6436-0209-001 „Mesophile Gebüsche, Hecken, feuchte und nasse 
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Hochstaudenfluren“ Beschreibung „Weidengebüsche und Hochstaudenfluren an der Bahnlinie 
bei Schönlind“ 

- In nordöstlicher und südöstlicher Richtung befinden sich zudem in einem Abstand von ca. 300 
m, die Biotope Nr. 6436-0250-001 „Feuchtgebüsche, Hochstaudenbestände und Feuchtgrün-
land südlich von Gumpenhof“ Beschreibung „Biotope in der Vilsaue“ und Nr. 6436-0061-007 
„Vilsaue zwischen Heroldsmühle und Irlbach“ Beschreibung „300 m breite Aue der in weiten 
Schlingen verlaufenden Vils“ 

- Weitere naturschutzrechtlich relevante Gebiete (z.B. Naturschutzgebiete, etc.) entsprechend 
Anlage 3, Nrn. 2.3.2, 2.3.3, 2.3.5 und 2.3.6 zum UVPG sind nicht betroffen. 

- Wasserrechtlich relevante Gebiete (z.B. Wasserschutzgebiete, Überschwemmungs-gebiete, 
etc.) nach Anlage 3 Nr. 2.3.8 zum UVPG sind ebenfalls nicht betroffen. 

- Es handelt sich auch nicht um ein Gebiet, in dem die in Vorschriften der Europäischen Union 
festgelegten Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind (Anlage 3, Nr. 2.3.9 zum 
UVPG). 

- Ein Gebiet mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere ein Zentraler Ort im Sinne des § 2 
Abs. 2 Nr. 2 ROG ist im Planbereich des Vorhabens nicht vorhanden, Anlage 3 Nr. 2.3.10 zum 
UVPG. 

- Das nächstgelegene Bodendenkmal „Spätpaläolithische Freilandstation, Siedlung der Spät-
latènezeit., Aktennummer D-3-6436-0114“ befindet sich in einem Abstand von ca. 400 m zum 
geplanten Vorhaben. (Anlage 3 Nr. 2.3.11 zum UVPG 

 
Prüfung der Umweltauswirkungen: 

- Aufgrund der Einhaltung der bestehenden Rechtsvorschriften zum Lärmschutz und zur Luft-
reinhaltung, bestehen keine erheblichen Umweltauswirkungen auf die Gebiete nach Anlage 3 
Nr. 2.3. zum UVPG 

- Die Flächeninanspruchnahme für das Änderungsvorhaben ist sehr gering und führt nicht zu 
erheblichen Beeinträchtigungen. Das Aufstellen der Trafostation und der vorgesehenen Con-
tainer betrifft bereits versiegelte Flächen, welche keinerlei Funktion hinsichtlich einer besonde-
ren Bodenentwicklung aufweisen. Im Übrigen werden Einbauten innerhalb eines bestehenden 
Gebäudes vorgenommen bzw. bestende Anlagenteile ersetzt.  

 
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles hat ergeben, dass das geplante Vorhaben keine erhebli-
chen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulas-
sungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht daher nicht (§ 7 Abs. 1 Satz 3 UVPG). 
 
Diese Feststellung wird hiermit nach § 5 Abs. 2 UVPG bekannt gegeben. Nach § 5 Abs. 3 Satz 1 
UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar. 
 
Die Unterlagen über die Vorprüfung können beim Landratsamt Amberg-Sulzbach, Schloßgraben 3, 
92224 Amberg, Zimmer Nr. 1.2.13, nach Terminvereinbarung eingesehen werden. 
 
Amberg, 18.04.2023 
Landratsamt Amberg-Sulzbach 
gez. 
Laura Hofmann 
Regierungsrätin 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
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Ländliche Entwicklung; 
Flurneuordnung und Dorferneuerung Steinling, Gemeinde Edelsfeld, Landkreis Amberg-
Sulzbach 
Änderung von Gemeindegrenzen, § 58 Abs. 2 FlurbG 
 
Gemäß § 58 Abs. 2 und §§ 61, 63 FlurbG treten mit der Anordnung der Ausführung des Flurbereini-
gungsplanes im Flurbereinigungsverfahren Steinling mit Wirkung vom 24.05.2023 nachstehende Än-
derungen der Gemeindegrenzen ein. 
 
Es werden 
 
ausgegliedert aus der Fläche (ha) und eingegliedert in die 
Gemeinde  Gemeinde                         . 
 
Edelsfeld 0,0045 Sulzbach-Rosenberg 
 
 
Hiernach ergibt sich 
 
für das Gemeindegebiet eine Flächen- eine Flächen- 
 mehrung von minderung von 
      (ha)      (ha)                              . 
 
Edelsfeld  0,0045 
 
Sulzbach-Rosenberg 0,0045 
 
Die umgegliederten Flurstücke sind unbebaut und unbewohnt. Sie sind im Einzelnen in der Gemein-
degrenzänderungskarte nebst Flächenverzeichnis zur Gemeindegrenzänderung ausgewiesen, die am 
Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Amberg verwahrt werden. 
 
Tirschenreuth, 21.03.2023 
Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz 
gez. 
Steffen Schneider 
Baudirektor 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung (BGS/WAS) des Zweckverbandes 
zur Wasserversorgung der Edelsfeld Gruppe vom 19.04.2023 
 

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabegesetzes erlässt der Zweckverband folgende Bei-
trags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung: 

§ 1 
Beitragserhebung 

Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die Herstellung der Wasserversor-
gungseinrichtung einen Beitrag. 

§ 2 
Beitragstatbestand 

Der Beitrag wird erhoben für 

1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstücke, wenn für 
sie nach § 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungseinrichtung besteht 

 oder 

2. tatsächlich angeschlossene Grundstücke. 
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§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

(1) 1Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für die 
Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände im Sinne des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die – zusätz-
liche – Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme. 

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttre-
ten dieser Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

§ 4 
Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grund-
stücks oder Erbbauberechtigter ist. 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude 
berechnet. 

Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken von mindestens 2.500 m² Fläche 
(übergroße Grundstücke) in unbeplanten Gebieten 

–  bei bebauten Grundstücken auf das 4-fache der beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens 
jedoch 2.500 m², 

–  bei unbebauten Grundstücken auf 1.000. m² 

begrenzt. 

(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. 
Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, so-
weit sie ausgebaut sind. 

Gebäude oder selbstständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach An-
schluss an die Wasserversorgung auslösen oder die an die Wasserversorgung nicht angeschlossen 
werden dürfen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tat-
sächlich einen Wasseranschluss haben. Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, 
wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

(3) Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei 
sonstigen unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken wird als Geschossfläche ein Viertel der 
Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. Grundstücke, bei denen die zulässige oder für die Beitrags-
bemessung maßgebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur unter-
geordnete Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke i. S. d. Satzes 1. 

(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für die Beitragsbemessung 
maßgeblichen Umstände, soweit sich dadurch der Vorteil erhöht. Eine Beitragspflicht entsteht insbe-
sondere, 

–  im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätzlichen Flächen, soweit für diese bisher 
noch keine Beiträge geleistet worden sind, 

–  im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen so-
wie im Falle des Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zusätzliche 
Grundstücksfläche, 

–  im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils i. S. d. 
§ 5 Abs. 2 Satz 4, soweit infolge der Nutzungsänderung die Voraussetzungen für die Beitragsfrei-
heit entfallen. 

(5) Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, für das ein Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt 
worden ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug der nach Absatz 3 berücksichtigten 
2Geschossflächen und den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grundstücksflächen neu berechnet. Dieser 
Betrag ist nachzuentrichten. 3Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Geschossflächen, so ist 
für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ur-
sprüngliche Beitrag entrichtet worden ist. 
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§ 6 
Beitragssatz 

(1) Der Beitrag beträgt 

a) pro m² Grundstücksfläche 0,81 €, 

b) pro m² Geschossfläche 7,08 €. 

 
§ 7 

Fälligkeit 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 7a 
Beitragsablösung 

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden. 2Der Ablösungsbetrag rich-
tet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Beitrages. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht. 

§ 8 
Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung, Stillle-
gung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i. S. d. § 3 WAS ist mit 
Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücks-
anschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 

(2) 1Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. 2Schuldner ist, wer 
im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbaube-
rechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer oder Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. 3§ 7 
gilt entsprechend. 

(3) 1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst werden. 2Der Ablösungsbetrag 
richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstattungsanspruchs. 3Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht. 

§ 9 
Gebührenerhebung 

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung Grundgebühren 
(§ 9a) und Verbrauchsgebühren (§ 10). 

§ 9a 
Grundgebühr 

(1) 1Die Grundgebühr wird nach dem Nenndurchfluss bzw. Dauerdurchfluss (Q3) der verwendeten 
Wasserzähler berechnet. 2Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere 
Hauptwasserzähler im Sinne des § 19 WAS, so wird die Grundgebühr für jeden Hauptwasserzähler 
berechnet. 3Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Dauerdurchfluss geschätzt, der nötig 
wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können. 

 

(2) 1Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit Dauerdurchfluss 

bis 4 m³/h  ................................................................... 40,00 €/Jahr 

bis 10 m³/h  ................................................................... 60,00 €/Jahr 

bis 16 m³/h  ................................................................... 90,00 €/Jahr 

bis 25 m³/h  ................................................................. 120,00 €/Jahr 

über 25 m³/h  ...............................................................  240,00 €/Jahr. 
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² Dies entspricht einem Nenndurchfluss 
 

 

 

§ 10 
Verbrauchsgebühr 

(1) 1Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Wasserversorgungseinrichtung ent-
nommenen Wassers berechnet. 2Die Gebühr beträgt 2,40 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 

(2) 1Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzähler ermittelt. 2Er ist vom Zweckverband zu 
schätzen, wenn 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirklichen Wasserver-
brauch nicht angibt. 

(3) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, so beträgt die 
Gebühr 2,40 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 

(4) Eine Wasserentnahme (z.B. aus einem Hydranten) darf nur mit einem Systemtrenner erfolgen, 
welcher vom Zweckverband gestellt wird. Für die Nutzung dieses Systemtrenners incl. einem evtl. 
notwendigen Standrohr wird eine Nutzungsgebühr von 15,-- € pro Tag berechnet. Der Nutzer hat da-
für Sorge zu tragen, dass der Systemtrenner und das Standrohr nicht entwendet werden können. 
Diese beiden Gerätschaften sind bei einem eventuellen Verlust dem Zweckverband Edelsfeld zu er-
setzen. 

§ 11 
Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasserentnahme. 

(2) 1Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Her-
stellung des Anschlusses folgt. 2Im Übrigen entsteht die Grundgebühr mit dem Beginn eines jeden 
Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld neu. 

§ 12 
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. 

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. 

(3) Gebührenschuldner ist auch die Wohnungseigentümergemeinschaft. 

(4) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

(5) Die Gebührenschuld ruht für alle Gebührenschulden, die gegenüber den in den Abs. 1 bis 4 ge-
nannten Gebührenschuldnern festgesetzt worden sind, als öffentliche Last auf dem Grundstück bzw. 
dem Erbbaurecht (Art. 8 Abs. 8 i. V. m. Art. 5 Abs. 7 KAG). 

bis  2,5 m³/h    40,00 €/Jahr 

bis   6  m³/h     60,00 €/Jahr 

bis 10  m³/h     90,00 €/Jahr 

bis 15  m³/h   120,00 €/Jahr 

über 15  m³/h   240,00 €/Jahr. 
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§ 13 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

(1) 1Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. 2Die Grund- und die Verbrauchsgebühr werden einen 
Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

(2) 1Auf die Gebührenschuld sind zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November jeden Jah-
res Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels des Jahresverbrauchs der Jahresabrechnung des Vor-
jahres zu leisten. 2Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt der Zweckverband die Höhe der 
Vorauszahlungen unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauches fest. 

§ 14 
Mehrwertsteuer 

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Gebühren wird die Mehrwertsteuer in der je-
weils gesetzlichen Höhe erhoben. 

§ 15 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem Zweckverband für die Höhe der Abgabe 
maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen – 
auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen – Auskunft zu erteilen. 

§ 16 
Inkrafttreten 

(1) Die Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 09.09.2020 außer Kraft. 

 

Edelsfeld, den 19.04.2023 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Edelsfeld-Gruppe 
gez. 
Strehl 
Verbandsvorsitzender 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Haushaltssatzung des Zweckverbands zur Wasserversorgung der Schmidtstadt-Gruppe 
(Landkreis Amberg-Sulzbach) für das Haushaltsjahr 2023 
 

I. 
 

Aufgrund der Verbandssatzung und § 41 des Gesetzes über Kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Zweckverband zur Wasser-
versorgung der Schmidtstadt-Gruppe folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 
 

503.250 € 
und 
im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 

  
875.800 € 

ab. 
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§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind in Höhe von 
342.000 € vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 

 
§ 4 

 
(1) Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 
 
(2) Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushalts-
plan wird auf 40.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2023 in Kraft. 
 
Neukirchen, den 19.04.2023 
gez. 
Lydia Zahner  
1. Vorsitzende 
 

II. 
 

Das Landratsamt Amberg-Sulzbach hat als Rechtsaufsichtsbehörde mit Schreiben vom 06.04.2023 – 
Az.: 41-941.01.07 – ihre Stellungnahme abgegeben. 
 

III. 
 

Die Haushaltssatzung wird in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Neukirchen b. Sulz-
bach-Rosenberg, Am Rathaus 1, 92259 Neukirchen, Zimmer Nr. 35, niedergelegt und zur Einsicht 
innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden bereitgelegt (§ 4 Abs. 2 Bekanntmachungsverordnung). 
Dort wird auch der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2021 gemäß Art. 40 KommZG in Verbindung 
mit Art. 65 Abs. 3 GO vom Tage nach der Veröffentlichung der Bekanntmachung eine Woche lang 
öffentlich zur Einsicht ausgelegt. 

 
Neukirchen, den 19.04.2023 
gez. 
Lydia Zahner 
1. Vorsitzende 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 



45 
 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung (BGS/WAS) des Zweckverbandes 
zur Wasserversorgung der Sigl-Sigras-Gruppe vom 27.04.2023 
 

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabegesetzes erlässt der Zweckverband zur Wasser-
versorgung der Sigl-Sigras-Gruppe folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesat-
zung: 

§ 1 
Beitragserhebung 

Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes für die Herstellung der Wasserversor-
gungseinrichtung einen Beitrag. 

§ 2 
Beitragstatbestand 

Der Beitrag wird erhoben für 

1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstücke, wenn für 
sie nach § 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungseinrichtung besteht 

 oder 

2. tatsächlich angeschlossene Grundstücke. 

§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

(1) 1Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. 2Ändern sich die für die 
Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände im Sinne des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die – zusätz-
liche – Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme. 

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttre-
ten dieser Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

§ 4 
Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des Grund-
stücks oder Erbbauberechtigter ist. 

 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

(1) 1Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude 
berechnet. 2Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken von mindestens 1.500 m² 
Fläche (übergroße Grundstücke) in unbeplanten Gebieten 

–  bei bebauten Grundstücken auf das 3-fache der beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens 
jedoch 1.500 m², 

–  bei unbebauten Grundstücken auf 1.500 m² 

begrenzt. 

(2) 1Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. 
2Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. 3Dachgeschosse werden nur herangezogen, 
soweit sie ausgebaut sind. 4Gebäude oder selbstständige Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nut-
zung keinen Bedarf nach Anschluss an die Wasserversorgung auslösen oder die an die Wasserver-
sorgung nicht angeschlossen werden dürfen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht für Gebäude 
oder Gebäudeteile, die tatsächlich einen Wasseranschluss haben. 5Balkone, Loggien und Terrassen 
bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hinausragen. 

(3) 1Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei 
sonstigen unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken wird als Geschossfläche ein Viertel der 
Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 2Grundstücke, bei denen die zulässige oder für die Beitrags-
bemessung maßgebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur unter-
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geordnete Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke i. S. d. Satzes 1. 

(4) 1Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für die Beitragsbemessung 
maßgeblichen Umstände, soweit sich dadurch der Vorteil erhöht. 2Eine Beitragspflicht entsteht insbe-
sondere, 

–  im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätzlichen Flächen, soweit für diese bisher 
noch keine Beiträge geleistet worden sind, 

–  im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen so-
wie im Falle des Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zusätzliche 
Grundstücksfläche, 

–  im Falle der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils i. S. d. 
§ 5 Abs. 2 Satz 4, soweit infolge der Nutzungsänderung die Voraussetzungen für die Beitragsfrei-
heit entfallen. 

(5) 1Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, für das ein Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt 
worden ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug der nach Absatz 3 berücksichtigten Ge-
schossflächen und den nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grundstücksflächen neu berechnet. 2Dieser 
Betrag ist nachzuentrichten. 3Ergibt die Gegenüberstellung ein Weniger an Geschossflächen, so ist 
für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ur-
sprüngliche Beitrag entrichtet worden ist. 

§ 6 
Beitragssatz 

(1) Der Beitrag beträgt 

a) pro m² Grundstücksfläche 0,87 € 

b) pro m² Geschossfläche 3,83 €. 

§ 7 
Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 

§ 7a 
Beitragsablösung 

1Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden. 2Der Ablösungsbetrag rich-
tet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Beitrages. 3Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht. 

§ 8 
Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung, Stillle-
gung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i. S. d. § 3 WAS ist mit 
Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücks-
anschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 

(2) 1Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. 2Schuldner ist, wer 
im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbaube-
rechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer oder Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. 3§ 7 
gilt entsprechend. 

(3) 1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst werden. 2Der Ablösungsbetrag 
richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstattungsanspruchs. 3Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht. 

§ 9 
Gebührenerhebung 

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung Grundgebühren 
(§ 9a) und Verbrauchsgebühren (§ 10). 
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§ 9a 
Grundgebühr 

(1) 1Die Grundgebühr wird nach dem Nenndurchfluss bzw. Dauerdurchfluss (Q3) der verwendeten 
Wasserzähler berechnet. 2Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere 
Hauptwasserzähler im Sinne des § 19 WAS, so wird die Grundgebühr für jeden Hauptwasserzähler 
berechnet. 3Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Dauerdurchfluss geschätzt, der nötig 
wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu können. 

(2) 1Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit Dauerdurchfluss 

bis 4 m³/h  ................................................................... 40,00 €/Jahr 

bis 10 m³/h  ................................................................... 60,00 €/Jahr 

bis 16 m³/h  ................................................................... 90,00 €/Jahr 

bis 25 m³/h  ................................................................. 120,00 €/Jahr 

über 25 m³/h  .............................................................    240,00 €/Jahr. 

 
² Dies entspricht einem Nenndurchfluss 
 
 

 

§ 10 
Verbrauchsgebühr 

(1) 1Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Wasserversorgungseinrichtung ent-
nommenen Wassers berechnet. 2Die Gebühr beträgt 2,36 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 

(2) 1Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzähler ermittelt. 2Er ist vom Zweckverband zu 
schätzen, wenn 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirklichen Wasserver-
brauch nicht angibt. 

(3) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzähler verwendet, so beträgt die 
Gebühr 2,36 € pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 

(4) Jegliche Wasserentnahme (z.B. aus einem Hydranten) darf nur mit einem Systemtrenner erfolgen, 
welcher vom Zweckverband gestellt wird. Für die Nutzung dieses Systemtrenners incl. einem evtl. 
notwendigen Standrohr wird eine Nutzungsgebühr von 15,-- € pro Tag berechnet. Der Nutzer hat da-
für Sorge zu tragen, dass der Systemtrenner und das Standrohr nicht entwendet werden können. 
Diese beiden Gerätschaften sind bei einem eventuellen Verlust dem Zweckverband Sigl-Sigras zu 
ersetzen. 

bis  2,5 m³/h    40,00 €/Jahr 

bis   6  m³/h     60,00 €/Jahr 

bis 10  m³/h     90,00 €/Jahr 

bis 15  m³/h   120,00 €/Jahr 

über 15  m³/h   240,00 €/Jahr. 
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§ 11 
Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasserentnahme. 

(2) 1Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Her-
stellung des Anschlusses folgt. 2Im Übrigen entsteht die Grundgebühr mit dem Beginn eines jeden 
Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebührenschuld neu. 

§ 12 
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. 

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. 

(3) Gebührenschuldner ist auch die Wohnungseigentümergemeinschaft. 

(4) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

(5) Die Gebührenschuld ruht für alle Gebührenschulden, die gegenüber den in den Abs. 1 bis 4 ge-
nannten Gebührenschuldnern festgesetzt worden sind, als öffentliche Last auf dem Grundstück bzw. 
dem Erbbaurecht (Art. 8 Abs. 8 i. V. m. Art. 5 Abs. 7 KAG). 

§ 13 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

(1) 1Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. 2Die Grund- und die Verbrauchsgebühr werden einen 
Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

(2) 1Auf die Gebührenschuld sind zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November jeden Jah-
res Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels des Jahresverbrauchs der Jahresabrechnung des Vor-
jahres zu leisten. 2Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt der Zweckverband die Höhe der 
Vorauszahlungen unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauches fest. 

§ 14 
Mehrwertsteuer 

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Gebühren wird die Mehrwertsteuer in der je-
weils gesetzlichen Höhe erhoben. 

§ 15 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem Zweckverband für die Höhe der Abgabe 
maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen – 
auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen – Auskunft zu erteilen. 

§ 16 
Inkrafttreten 

(1) Die Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung des Zweckver-
bandes zur Wasserversorgung der Sigl-Sigras-Gruppe (BGS/WAS) vom 05.08.2021 außer Kraft. 

 

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Sigl-Sigras-Gruppe 
Edelsfeld, den 27.04.2023 
gez. 
Peter Gradl 
Verbandsvorsitzender 
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Manöver im Landkreis Amberg-Sulzbach 
 

Im Landkreis Amberg-Sulzbach werden in nächster Zeit folgende militärische Übungen durchgeführt: 
 

  Zeitraum Gebiet 
1. US-Army 

Manöver-Nr.: AE 23-338 
04.05.2023 – 13.05.2023 Landkreis Amberg-Sulzbach: 

Markt Freihung, Gemeinde 
Gebenbach, Stadt Hirschau, 
Stadt Schnaittenbach 

 

Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich von den Einrichtungen der übenden Truppen fernzuhalten. 
Bezüglich der Schadensabwicklung erteilt die jeweilige Gemeinde nähere Auskünfte. 
 

Informationen zum Umgang und den Gefahren von Fundmunition sowie detaillierterer Manöveranga-
ben erteilt das Sachgebiet 54, Katastrophenschutz, Tel. 09621 39-589. 
 

54/24.04.2023 
 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Manöver im Landkreis Amberg-Sulzbach 
 

Im Landkreis Amberg-Sulzbach werden in nächster Zeit folgende militärische Übungen durchgeführt: 
 

  Zeitraum Gebiet 
1. US-Army 

Manöver-Nr.: AE 23-39 
15.05.2023 – 26.05.2023 Landkreis Amberg-Sulzbach: 

Markt Freihung 
 

2. US-Army 
Manöver-Nr.: AE 23-40 

01.06.2023 – 30.06.2023 Landkreis Amberg-Sulzbach: 
Markt Freihung, Markt Kastl, 
Stadt Schnaittenbach, Stadt  
Hirschau, Gemeinde Ammerthal, 
Gemeinde Illschwang 

 

Der Bevölkerung wird nahegelegt, sich von den Einrichtungen der übenden Truppen fernzuhalten. 
Bezüglich der Schadensabwicklung erteilt die jeweilige Gemeinde nähere Auskünfte. 
 

Informationen zum Umgang und den Gefahren von Fundmunition sowie detaillierterer Manöveranga-
ben erteilt das Sachgebiet 54, Katastrophenschutz, Tel. 09621 39-589. 
 

54/02.05.2023 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Personalnachrichten 
 

 
Nachruf 

Am 06.04.2023 verstarb 
Herr Weiß Willibald 

 
Wir trauern um einen ehemaligen Mitarbeiter, der von 2006 bis 2022 beim Landkreis Amberg-
Sulzbach als Wertstoffhofaufseher tätig war. 
Unsere besondere Anteilnahme gilt seinen Angehörigen. 
Wir danken Herrn Weiß für die geleisteten Dienste und werden ihm stets ein ehrendes Gedenken 
bewahren. 
 

Landkreis Amberg-Sulzbach 
Richard Reisinger, Landrat 

 


